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Appell der Frauen 2026: 
Ändert die Iranpolitik! Beendet die Geschlechterapartheid! 
 
Wie Sie den Nachrichten entnehmen konnten, protestieren erneut Iranerinnen und Iranern 
landesweit gegen das islamistische Regime, das die iranische Bevölkerung seit mehr als 40 Jahren 
unterdrückt. Die Proteste gehören zu den bisher größten Demonstrationen innerhalb der bisherigen 
Bewegungen seit 2009. 
 
Doch am 2. Januar 26 kündigte Ali Chamenei, der oberste Führer des Mullah-Regimes, an, ab dem 
3. Januar verstärkt gegen die Demonstranten vorzugehen. Was das bedeutet, wissen wir aus dem 
Vorgehen des Regimes während und nach bisheriger Demonstrationen: Systematische 
Vergewaltigung, Folter und Massenmord an friedlichen Demonstrantinnen und Demonstranten, die 
gegen das antisemitische, frauenfeindliche und homophobe Regime auf die Straße gehen. 
 
Die mutigen Iranerinnen und Iraner brauchen dringend internationale Solidarität, denn nur der 
Druck westlicher Regierungen kann sie jetzt schützen. 
 
Daher fordern wir – wie bereits während der vorherigen Proteste – die Bundesregierung auf, 
endlich ihre Iranpolitik zu ändern! Wir fordern die Bundesregierung auf, Demokratie und 
Gleichberechtigung, Werte, für die die Bundesrepublik Deutschland steht, auch gegenüber 
dem iranischen Regime zu vertreten. 

Die ersten Schritte sind gemacht, der Snapback-Mechanismus wurde im August 2025 unter 
anderem von der deutschen Bundesregierung ausgelöst, die wiedereingesetzten Sanktionen zeigen 
bereits Wirkung und das Kommandozentrum Teherans in Deutschland, das Islamische Zentrum 
Hamburg, wurde 2024 aufgelöst. Doch nun sind weitere klare Schritte erforderlich, denn ein 
Terrorregime nimmt nur Konsequenzen ernst, nicht Worte. 
 
Um glaubwürdig zu bleiben, muss die Bundesregierung eine Außenpolitik vertreten, die den 
universalen Prinzipen der Menschenrechte verpflichtet ist. Eine solche Politik ist keine luftige 
moralische Vorstellung, sondern dient der Rettung von Menschenleben im Iran und der Stärkung 
der inneren Sicherheit Deutschlands, denn das Regime plant und begeht auch hier Terroranschläge, 
unter anderem 2022 in Bochum und Essen. Eine konsequente Politik bedeutet, das Regime vor die 
Wahl zu stellen, Forderungen zu erfüllen oder mit Gegenmaßnahmen belegt zu werden. 

Sehr geehrter Bundeskanzler Merz, sehr geehrter Außenminister Wadephul, fordern Sie vom 
Regime: 

Die Zusicherung, nicht gegen die Demonstrantinnen und Demonstranten vorzugehen. Die 
Freilassung aller Frauen und Männer, die verurteilt wurden, weil sie Gleichberechtigung forderten, 
die Freilassung aller politischen Gefangenen im Iran. Den Stopp aller Hinrichtungen im Iran. 

 
Die Aufhebung des Kopftuchzwangs. 
 
Die Freilassung aller Europäer mit und ohne doppelte Staatsangehörigkeit, die von dem Regime als 
Geiseln gehalten werden. Mindestens ein Deutscher ist zur Zeit Geisel des Regimes. 
 

Geht das Regime gegen die Bevölkerung vor, sollte die Bundesregierung die iranischen 
Botschaften schließen und die diplomatischen Beziehungen auf Geschäftsebene 
herunterstufen. 
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Des Weiteren muss die Bundesregierung den Zusammenhang zwischen der Außenpolitik 
gegenüber dem iranischen Regime und der inneren Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschlands erkennen und dementsprechend handeln: 

 
Die iranischen Revolutionsgarden (IRGC), die eigentlichen Machthaber im Iran und Drahtzieher 
von Terrorismus im Nahen Osten und in Europa, müssen von der EU auf die Terrorliste gesetzt 
werden. Die deutsche Bundesregierung sollte im Rat der Europäischen Union für die Listung 
eintreten, bis diese erreicht ist. 
 
In Deutschland lebenden iranischen Oppositionellen sollte Schutz garantiert werden, Drohungen 
von Regimeagenten gegen iranische Dissidentinnen und Dissidenten und Jüdinnen und Juden 
müssen ernst genommen werden. 
 
Sämtliche mit dem Regime verbundene Institutionen müssen geschlossen werden, dazu gehören die 
Al Mustafa-Institute und mit dem Regime verbundene Banken, die weiterhin in Deutschland 
operieren. 
 
Wir appellieren an die Bundesregierung, dem iranischen Regime mit konsequenten Sanktionen zu 
begegnen und es zu isolieren, solange Geschlechterapartheid im Iran herrscht. 
Geschlechterapartheid, Antisemitismus und Homophobie müssen international geächtet und 
diejenigen Kräfte gestärkt werden, die sich für Demokratie, Gleichberechtigung und Freiheit 
einsetzen. 
 
Für #FrauLebenFreiheit, für Demokratie und Menschenrechte, 
#UnitedAgainstGenderapartheid 
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Unterstützt von 
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